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7 AZN 18/84
6 Sa 66/83 Baden-Württemberg (Mannheim)

B e s c h 1 u ß

In Sachen

pp.

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts am 2. März “1984- 
beschlossen:

Die Beschwerde der Beklagten gegen die Nicht­
zulassung der Revision im Urteil des Landes­
arbeitsgerichts Baden-Württemberg vom 3"l. Ok­
tober 1983 - 6 Sa 66/83 - wird als unzulässig 
verworfen.
Die Beklagte trägt die Kosten des Beschwerde­
verfahrens .
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G r ü n d e  :

X. Die Nichtzulassungabeschwerde wegen Divergenz i ä i  
nur dann in der vom Gesetz vorqesehriebenen f orm begrün» 
riet (§ 72 a Abs. 3 Satz 2 ArbGG), wenn der Beschwerde­
rührer im einzelnen darlegt, welche divergierenden, ab­
strakten Wechtssätze das anzufechtende wie das anqezogene 
Urteil aufgestellt haben und daB jedenfalls das anzu-r 
fechtende Urteil auf dem abweichenden Rech 1ssatz beruht 
(BAG 32,  136 = AP Nr. 1 zu § 72 a ArbGG 1 9 7 9 ) .  Dabei 
müssen die Rechtssätze aus der anzufechtenden und der 
onye/ogenen Entscheidung unmi ttelbar und so deutlich abzu­
lesen sein, daß kein Raum für Zweifel bleibt, welchen 
Wechtnnatz die Cntsche idungen aufqestel11 haben (BAG 
Urteil vom 3.  Juli 1963 -  4 AZR 2 0 7 / 6 2  -  AP Nr. 24 

zu § 72 ArbGG 1953 Divergenzrevision). Es genügt deshalb 
nicht, daß aus den Ausführungen der Entscheidungen nur 
mittelbar auf einen diesen Ausführungen zuqrunde liegenden 
Recht ssatz geschlossen werden kann (BAG Besch 1uO vom 
16. Oktober 1967 -  2 AZR 2 7 1 / 6 7  -  AP Nr. 31 zu § 72 
ArbGG 1953 Divergenzrevision). Erst recht genügt es 
nicht, daß das anzufechtende Urteil von einer an sich 
divorgenzfähigen Entscheidung irgendwie, also insbe­
sondere im Ergebnis, abweicht (BAG, aaO, AP Nr. 24 zu 
§ 72 ArbGG 1953 Divergdnzrevision), denn nicht jede 
Rechtsanwendung enthält zwangsläufig die Aufstellung 
eines Rechtssatzes,
II. Diesen Erfordernissen .genügt die Beschwerdebegrün­
dung nicht.

Die Beschwerde hat zwar aus dem anzufechtenden Urteil 
folgende Rechtssätze zitiert: "Sie - die Beklagte - 
Beschwerdeführerin - will die Klägerin im Gegenteil wie 
einen solchen Arbeitnehmer behandelt wissen, der endgültig 
aus seinem bisherigen Arbeitsverhältnis ausgeschieden ist. 
Dies ist im Rahmen des § 615 Satz 2 BGB grundsätzlich nicht 
möglich ... Dies gelte jedenfalls dann, wenn ihm dadurch die 
Möglichkeit der alsbaldigen Rückkehr in die vertragsgemäß® 
Position genommen oder erschwert werden würde. Der Arbeit­
geber würde sonst praktisch von den Rechtsfolgen des von ihm
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zu vertretenden Annahmeverzugs selbst weitgehend befreit 
werden, dies ist jedoch nicht der Sinn der Anrechnungs­
vorschrift des § 615 S 2. BGB." Die Beschwerde hat jedoch 
aus den von ihr zitierten Ehescheidungen des Landesarbeits­
gerichts Düsseldorf vom 23« Dezember 1963 - 8 Sa 4-53/63 “ 
und des Bundesarbeitsgerichts vom 19. Juli 1978 - 5 AZR 
748/77 - (AP Nr. 16 zu § 242 BGB Auskunftspflicht) keine 
Rechtssätze zitiert, sondern insoweit lediglich ausgeführt, 
die grundsätzlichen Rechtserwägungen des Landesarbeitsgerichts 
im anzufechtenden Urteil widersprächen diesbezüglichen Erwägun­
gen der zitierten Ehtscheidungen des Landesarbeitsgerichts 
Düsseldorf, des Bundesarbeitsgerichts und zahlreicher anderen 
Urteile und Ansichten der Literatur. Abgesehen davon ist das 
von der Beschwerde zitierte Urteil des Landesarbeitsgerichts 
Düsseldorf nicht mehr divergenzfähig (§72 Abs. 2 Nr. 2 ArbGG) t 
denn zur Frage der Böswilligkeit im Zusammenhang mit 
§ 615 BGB sind bereits Entscheidungen des Bundesarbeitsge- 
richts ergangen, u. a. die im anzufechtenden Urteil zitierte 
Entscheidung BAG AP Nr. 2 zu § 615 BGB Böswilligkeit vom 
18. Juni 1965. Schließlich mag noch erwähnt werden, daß die 
von der Beschwerde zitierte Entscheidung des Bundesarbeits­
gerichts vom 19. Juli 1978 (AP Nr. 16 zu § 242 BGB Auskunfts­
pflicht) keine Ausführungen zur Frage der Böswilligkeit im 
Sinne des § 615 Satz 2 BGB enthält. Die Beschwerde vermochte 
daher auch keinenentgegenstehenden Rechtssatz aus dieser an­
gezogenen Entscheidung zu zitieren. Gerügt wird insgesamt 
eine möglicherweise fehlerhafte Rechtsanwendung des Landes­
arbeitsgerichts , die jedoch erst im Rahmen einer statthaften 
und zulässigen Revision vom Senat überprüft werden könnte.
III, Die Beschwerde ist daher mit der Kostenfolge aus § 97 
Abs. 1 ZPO als unzulässig zu verwerfen (§ 72 a Abs. 5 Satz 3 
ArbGG).

Roeper Dr. Becker Dr. Steckhan

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

